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BUNDES MINISTERI UM 
PUR 

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN 

Zl. 101-K/?lf 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

WIEN, 

,Schriftliche Anfrage rles Abp:eordneten Dr. 
FiecUer 'und Genossen an den Bundes-

• ., f" . t . . t· /l. 1 h' t ffiJ.nJ.s-cer :. ur .\.1)s~,rar ,}.e;e .nse~egen eJ_ ,en 
betreffend Erklärunsr des Bundeskanzlers 

l....~ . 

Dr. Kreisky fUr einen Paltistinenserstaat 
(No. 1528/J-NR-1973) 

An die 

1;-15'-I A. faD 
zu 1iZ8 jJ. 
('ras. a!lL._.§!.f~QtJS74 

Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates 

\tl i e n 
---'---~ 

Nach der dem Bundesministeriurn für AusvrärtigE'! Ange-

1egenhei ten am 12. Dezember 1973 71J:"Sckommenen Note der 

Känzlei des Prä.sidenten des Na,tiona1X'ai.:.es 21. 1528/ J 

vom 12. Dezember 1973 hat der Abgeordnete Dr. Fied1.c'Y' 

und Genossen eine 

A n fra g e 

an den Bundesminister fUr Aus'..;ä~tife An ET,nlegenhe i ten~ be­

treffend Erklärtlng des Bundeskanz.lers Dr. Krets){y fUT' 8i nen 

Pal~stinenserstaat Uberreicht. 

Ich beehre m.i.ch, cUsse Anf:r8sr,e F::erp,~iß § 71 Absatz 3 des 

Bundesgesetzes vom 6. Juli 1961, BGBl. Nr. 178, w.i.e folgt 

zu beantworten: 

Die Bundesreg.ierung unterstUtzt vollinhaltlich die 

Resolutionen 2'+2 und. 338 des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen und betrachtet diese als Grundlage fUr eine fried-

11che Lösung des Nahostkonfl:i.ktes. In den Beziehungen zu 

den Streittej.len '\trar und ist di.e Bundes:reg~_erung 'lJ.m eine 

weitestmögliche Aus~ewogenheit bemtiht, da damit sowohl den 

ei.gr:menösterreichischen Interessen am b(~sten gedient'·l<?r, 
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ein solches Verhalten aber auch gleichzeitig die Voraus­

setzung dafUr darstellte, gegebenenfalls einen Beitrag 

zur Beilegung des Konfliktes zu leisten. Diese Politik 

hat es Österreich gestattet, im Verhfiltnis zu alJ.~I!... 

staaten dieses Raumes auch 'l:lJ'ährend der jUngstvergangenen 

Zeit eine echte Kontinuität zu bewahren. Österreich konnte 

es hiebei vermeiden, unter et't!a von 2ußen kommendem Druck 

spektakul~d:t'e .Y\!endungen in der GrundeinsteIlung vorzurlehmen 

oder drastische Versch18chterungen der Beziehungen in KalIf 

nehmen zu müsseno· 

Hinsichtlich dieser Grundsätze besteht innerhalb der 

Bundesregierune; eine völlige Einhel11gkei t der ,1\f:fassung. 

Es erscheint daher nicht erforderlich, daß in jedem Einzel­

feJ.l, etwa "renn gel,ris9.e Vorstellungen gegenühc:>r der Presse 

zum Ausdruck gebracht ,,,erden, innerhalb der Bundesregierung 

gesonderte Rücksprachen oder Ahsprach~3:n gepflogen "verden. 

Innerhalb des Rahmens, den sich die Österreichische Bundf:?,s­

regierung durch ihre Unterstützung der Resolutionen 2L~2 

und 338 und durch ihre Politik der gleich guten Beziehungen 

zu allen Streitteilen des Nahostkonfliktes selbst gesteckt 

hat, hat jedes Mitglied der Bundesregierung und vor allem 

rulch der Bundeskanzler das Recht, zu diesem Problem, das 

so sehr im Mtttelpunkt des I/vel tinteresse~ steht und von. 

dessen Lösung auch das Schicksal Europas und Österreichs 

in vreit·em Maße berUhrt vvird, Uberlegu.ngen anzustellen. Es 

entspricht durchaus einer Politik, dj.e sich der vTelt ver­

bunden un verpflichtet fUhl t, sich mit so ' . ...,ichtigen Fragen 

zu einem Zeitpunkt auseinanderzusetzen, zu. dem Jhnen eine 

besondere Aktualitä.t zukommt. 

FUr eine gerechte Regelung des FIUchtlingsproblems, wie 

die Resolution 242 des Sicherheitsrates das Palijstinaproblem 

umschreibt, gibt es verschiedene Denkvarianten. Es ist un­

bestritten, daß die Errichtung eines palä.stinensischen 

ste-ates, wie sie der Herr Bundeskanzler in seinem Intervie\v 

en-.rähnte, eine dieser verschiedenen Mö~lichkeiten ist. Ich 
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vervreise in diesem Zusammenh.:::l:rJ.g auch 81.1f ein Interview, 

das der Botschafter Israels in Österreich am 13. Dezember 

v.J. einer österreichischen Taeeszeitung gewlihrte, worin er 

u. a. erklärte !lAuch "lir sind nicht prj_nzipiell gec;en einen 

Palf.}stinenserstaat". Natürlich divergieren die Vors-teIlungen 

über einen solchen. Staat auch lmter jenen 'tTeit, die ihn 

bejahen. Dies ist bei einem Problem von dieser Tiefen­

\.·ri.rkung nicht Uberr8.schAnd. 

Daß die immerwährende Neutralitijt der Republi~ Öster­
re:Lcb lVIeinune;S~\.tI8erlm.gen tiber die U"isung brenne~1Cler und 

den Frieden unmittelbar bel~Uhrender Probleme nic!1t hindert, 

en:tspricht der Neut.ralitätsinterpretatj_on, die der National­

rat bei der Beschlußfassung üher das Neutrali t.::itsgesetz im 

Jahre 1955 eindeutig zum Ausdruck gebracht hat. 
Über das Intervievl des Herrn BtUldeskanzlers an die 

Zeitung Al Ghumuria sind mi.r Cl.uBer elen Presseberjchten 

keine Berichte der österreichü,chen Vertret1..mgs"behörclen. im 

Ausland zugeg'angen~ 

\lHen, am 5. Februar 1974 
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